
Repression  und  Willkür  in
Sachsen

Viele kennen diese Situation: du warst auf einer Demonstration, alles verlief
friedlich,  du  willst  mit  deinen  Freund_Innen/deiner  Bezugsgruppe  nach
Hause,  und  plötzlich  greifen  die  Cops  völlig  grundlos  dich  und  deine
Genoss_Innen an – es gibt ein kurzes Gerangel, Menschen werden verprügelt
und gehen zu Boden, Einzelne werden aus der Menge herausgezogen und
weiter drangsaliert und auf einmal befindet man sich in einer
polizeilichen Maßnahme.

So  geschah  es  auch  am  11.  März  in  Chemnitz.  Im  Rahmen  des
internationalen Frauenkampftages fand dort, wie auch schon im letzen Jahr,
eine  Solidemo  der  Gefangenengewerkschaft/Bundesweite  Organisation
(GG/BO) für die inhaftierten Gewerkschafter_Innen der dortigen JVA statt.
Wir von Revolution Dresden beteiligten uns an dieser Aktion, da wir es für
notwendig  erachten,  den  Kampf  für  die  Befreiung  der  Frau  mit  der
praktischen  Solidarität  mit  jenen  zu  verbinden,  die  besonders  stark  von
Unterdrückung  und  Ausbeutung  betroffen  sind  –  wie  z.B.  die
Gewerkschafter_Innen in der JVA Chemnitz. Im letzten Jahr fand dort ein
Sitzstreik der Frauen gegen die
miserablen Zustände und eine Verschlechterung der Haftbedingungen statt.
Im Nachhinein wurden sie für diesen Protest, welcher die Gefängnisleitung
auch medial in Erklärungsnot brachte, von Seiten des Staates bestraft.
Im  Gegensatz  zum  letzten  Jahr,  als  die  Demo  von  den  Bullen  brutal
auseinandergeprügelt wurde (die GG/BO berichtete), konnten die über 300
Demonstrierenden die Aktion bis zur Auflösung durch die Veranstalter_Innen
friedlich, aber entschlossen durchziehen. Durch kämpferische Sprechchöre
und  Reden  konnten  die  gefangenen  Frauen  wie  auch  umstehende
Passsant_Innen erreicht werden. Die Stimmung war gut, es wurde gesungen
und getanzt (auch hinter den Gefängnismauern) und die Gefangenen waren
offensichtlich sehr erfreut über die Solidaritätsbekundungen
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– fast alle standen an den Fenstern, winkten, pfiffen und schrien, ja rüttelten
gar so stark an den Gittern, dass dies über die Mauern hinweg bis zu uns zu
hören war. Es war ein schöner, wenn auch gleichsam bedrückender Akt der
Solidarität. Der eintönige, triste Gefängnisalltag und die Isolation der Frauen
konnte durchbrochen werden – wenn auch nur für einen kurzen Moment.

Den Gesetzeshütern war diese praktische Solidarität wohl ein Dorn im Auge.
So kontrollierten diese unter fadenscheinigen Argumenten die Insassen eines
Fahrzeugs.  Dieses  stand  direkt  an  der  Straße  der  abreisenden
Demonstrant_Innen, welche sich auf dem Weg nach Hause, zum Bahnhof
oder zur Solikundgebung für Afrin befanden. Die
Abreisenden beobachteten natürlich die Kontrolle und solidarisierten sich mit
den Genoss_Innen im Auto. Den Bullen reichte dies bereits zum Anlass, um
erst durch Schubsen, später durch gezielte Schläge gegen die Umstehenden
vorzugehen.

Entweder  störten sich  die  Cops  daran,  bei  ihrer  „Arbeit“  kontrolliert  zu
werden, oder aber sie haben diese Situation bewusst herbeigeführt, um die
Demonstration doch noch in ein schlechtes Licht rücken zu können. Auffällig
ist auf jeden Fall, dass sie so lange gewartet haben, bis das Kamerateam von
Frontal21 und die lokale Presse weg waren. Als sich die Lage durch das
deeskalative und besonnene Verhalten der Aktivist_Innen beruhigte, griff die
Polizei  einen offensichtlich  Blinden Genossen an,  riss  ihn  zu  Boden und
schlug  auf  diesen  ein.  Es  folgte,  was  folgen  musste:  zwei  Menschen
versuchten ihm zur Hilfe zu eilen, wurden dann aber ebenso niedergestreckt,
auf der Straße fixiert und mehrere Meter über den Asphalt geschliffen. Als
die Gruppe der Abreisenden weitergehen wollte, wurde diese und weitere
Unbeteiligte nach 100 Metern durch herbeieilende BFE-Einheiten gekesselt
und zusammengepfercht. Es folgten eine erkennungsdienstliche Behandlung
und  ein  Platzverweis.  Am  Ende  des  Tages  wurdenErmittlungsverfahren
wegen  versuchter  Gefangenenbefreiung  (ein  Genosse  wollte  durch
Anwohner_Innen  gespendete  Lebensmittel  in  den  Kessel  reichen)  und
Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte eingeleitet, gegen alle 41 von der
Maßnahme  betroffenen  Menschen  wird  wegen  des  Verdachts  des
Landfriedensbruchs  ermittelt.



Diese  völlig  unbegründeten,  an  den  Haaren  herbeigezogenen  Vorwürfe
stellen eine neue Qualität der Repression gegen Linke in Sachsen dar. Immer
wieder  wird  hier  antifaschistisches  Engagement  von  Seiten  des  Staates
kriminalisiert  und  strafrechtlich  verfolgt,  Aktivist_Innen  werden  sinnlos
schikaniert  und  eingeschüchtert  (bspw.  durch
Anzeigen  wegen  „Aufrufs  zur  Straftat“  nach  Rufen  von  gängigen
Demoparolen,willkürliche ID- und Taschenkontrollen, Faxe des VS an alle
Schulen in Leipzig und Dresden, um vor uns zu „warnen“). Nun soll in den
kommenden  Monaten  auch  noch  ein  neues  Polizeigesetz  verabschiedet
werden, welches es an Repressionspotential knallhart in sich hat. So enthält
dieses laut einem Interview aus der SZ (welches nicht mehr auf der SZ-Seite
zu  finden  ist)  unter  Anderem:  Erweiterung  der  Videoüberwachung  im
öffentlichen  Raum,  Bodycams  für  Polizist_Innen,  Einsatz  von
Gesichtserkennungssoftware,  mobile  und  feste  KfZ-Kennzeichen-Scanner,
Erweiterung  der  Telekommunikationsüberwachung,  Einsatz  des
Staatstrojaners,  elektronische  Fußfesseln,  Kontaktverbote  für  bestimmte
Personengruppen („Störer“)  usw. Dieses Gesetz soll  offensichtlich an das
neue  Polizeigesetz  in  Bayern  angelehnt  sein,  wo  es  bereits  beschlossen
wurde, jedoch durch eine Verfassungsklage noch nicht in Kraft getreten ist.
Es ist absehbar, wo die Reise hingeht.  Bayern und Sachsen werden aller
Wahrscheinlichkeit nach erst der Anfang sein, dort soll es zunächst getestet
werden. Es werden mit Sicherheit nach und nach die übrigen Bundesländer
folgen, bis es auf der Bundesebene durchgeboxt wird, wie es bereits auf der
Siko vorgeschlagen und im neuen Koalitionsvertrag vermerkt wurde. Von
diesem neuen Polizeigesetz, welches maßgeblich in die Privatsphäre eingreift
und somit „sogar“ die Menschen- und Bürgerrechte dahingehend außer Kraft
setzt, werden linke Aktivist_Innen besonders hart betroffen sein, aber auch
Fußballfans,  Sprayer,  die  kurdische  Bewegung,  Menschen  mit
Migrationshintergrund im Allgemeinen und insbesondere Refugees – kurz:
alle,  die irgendwie durch den Staat in die schwammige und nicht näher
definierte Kategorie „Störer“ gesteckt werden. Der Zweck des Ganzen liegt
auf  der  Hand:  der  bürgerliche  Staat  will  seine  Untertanen  noch  besser
kontrollieren  und  überwachen  dürfen,  Menschen,  die  diese  Gesellschaft
verändern wollen oder den Herrschenden zu unbequem werden, sollen bei
Möglichkei  tmundtot  und handlungsunfähig  gemacht  werden.  Dass  dafür



bürgerliches Recht mit den Füßen getreten wird,zeigt für wen dieses Recht
gilt: für die herrschende Klasse und jede_N der dieser nicht auf die Füße
tritt!

Unnötig zu erwähnen,  dass  wir  als  Revolutionär_Innen im Speziellen die
neuen Repressionswerkzeuge zu spüren
bekommen werden. Wir sollten auf jeden Fall keine Illusionen darin haben,
dass  das  neue  Gesetz  „nur  nach Augenmaß“  und im „Einklang mit  den
Grundrechten“ zum Einsatz kommt. Wenn die Polizei, dessen Aufgabe es ist,
die  Eigentums-  und  Herrschaftsverhältnisse  zu  sichern,  bald  ohne
richterlichen Beschluss Menschen vor „Großevents“ in Beugehaft nehmen
kann, dann erinnert das nicht grundlos an ein besonders dunkles Kapitel der
deutschen Repressionsmaschinerie und lässt es einem eiskalt den Rücken
runterlaufen.

Darum  ist  es  jetzt  notwendiger  denn  je,  Widerstand  zu  organisieren,
Repression und das neue Polizeigesetz öffentlichkeitswirksam zu kritisieren
und  gegen  die  schleichende  autoritäre  Umgestaltung  des  bürgerlichen
Nationalstaats  vorzugehen!

In Dresden fand bereits ein erstes Treffen linker Gruppen statt, um über die
Möglichkeit  gemeinsamer  Aktionen  gegen  das  neue  Polizeigesetz  zu
diskutieren.  Dort  wurde  auch  die  Idee  eines  gemeinsamen  Bündnisses
aufgeworfen, welche wir unterstützen und voranbringen wollen. Der nächste
Schritt sollte die Initiierung einer aktionsorientierten
Kampagne sein, welche für die Thematik ein Bewusstsein schafft und Druck
aufbaut. Letztlich ist das neue Polizeigesetz, wenn es nach dem Willen der
SPD und CDU geht,schon fest beschlossen. Die AfD wird vermutlich ebenfalls
geschlossen  dafür  stimmen.  Das  heißt,  es  wird  kaum möglich  sein,  den
Beschluss dieses Gesetzes zu verhindern. Jedoch darf es nicht sein,  dass
kaum  jemand  hiervon  weiß  und  wir  unwissend  in  einem  autoritären
Überwachungsstaat  landen.  Das  sollten  eigentlich  auch  die  großen
Organisationen derArbeiter_Innenklasse, die Gewerkschaften, die SPD und
die Partei die Linke kritisieren und bekämpfen. Nungilt es, wachzurütteln
und die
Architekt_Innen in ihren Plänen zu kritisieren, um ihre Konstruktion eines



Tages zu Fall
zu bringen!

Ein erster Schritt dafür kann die Organisierung von Widerstand gegen diese
widerlichen Repressalien sein.
Wir  müssen  unsere  Forderungen  nicht  nur  an  „uns“  an  unsere  Szene,
sondern  auch  die  erwähnten  Elemente  unserer  Klasse  stellen,  wenn wir
wirklich was bewirken wollen.  Wir lassen uns nicht einschüchtern, Freiheit
für alle politischen Gefangenen!

Wir fordern:

die Rücknahme des bisherigen Gesetzesentwurfes zum neuen Polizeigesetz1.
und  alleranderen  Überwachungs-  und  Repressionsgesetze,  wie  die
Vorratsdatenspeicherung  und  Umsetzung  einer  sofort igen
Kennzeichnungspflicht  für  alle  Polizist_Innen
Investitionen in Bildung und Soziales statt in Überwachung, Polizeiausbau2.
und Militär
die sofortige Abschaffung aller Geheimdienste3.
die Umsetzung von Alternativen zum bestehenden Sicherheitsapparat: Die4.
Leute sollten sich in Nachbarschaftskomitees organisieren und aus ihren
Reihen  Deligierte  wählen  (welche  rechenschaftspflichtig  und  abwählbar
sowie zeitlich begrenzt tätig sein und höchstens einen durchschnittlichen
Facharbeiter_Innenlohn  verdienen  sollten),  die  selbstorganisiert  für  die
Sicherheit  im  Viertel  sorgen


